Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4M3 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP-Z) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über den Lastenausgleich 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Der § 47 des Gesetzes über den Lastenaus- 
;leich vom 14. August 1952 (Bundesgesetz- 
>1. I S. 446) erhält die folgende Fassung: 

4 47 

Ausmaß der Berücksichtigung von 
Schäden 


(1) Die Berücksichtigung der Kriegs- 
sachschäden, der Vertreibungsschäden 
und der Ostschäden bestimmt sich nach 
dem- Verhältnis der Schäden zum Ver- 
mögen des Abgabepflichtigen zu Beginn 
des 21. Juni 1948, ausgedrückt in Flun- 
dertsteln dieses Vermögens (Schadens- 
punktzahl). 

(2) Für das Ausmaß der Berücksichti- 
gung der Schäden gelten die folgenden 
Vorschriften: 

1. Bei Schadenspunktzahlen bis zu 30 
wird keine Ermäßigung gewährt. 

2. Für jeden Schadenspunkt über 30 er- 
mäßigt sich die Abgabe 
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Als Ermäßigung ist mindesten der Be- 
trag zu gewähren, der bei derselben 
Schadenspunktzahl in der nächstnie- 
drigeren Vermögensstufe als hovbs*-- 
möglicher Betrag der Ermäßigung in 
Frage kommt. 

3. Bruchteile von Schadenspunkten sind, 
wenn sie 0,5 oder weniger betragen, 
nicht zu berücksichtigen; betragen sie 
mehr als 0,5, so sind sie auf einen 
vollen Punkt aufzurunden. 

(3) Als Vermögen zu Beginn des 
21. Juni 1948 im Sinne des Absatzes 1 
gilt das Vermögen, das sich für diesen 
Zeitpunkt nach § 21 ergibt, wenn § 24 
Nr. 1 bis 5 nicht berücksichtigt wird; 
auch bei beschränkt Abgabepflichtigen 
ist vom Gesamtvermögen im Sinne des 
§ 21 Abs. 1 Nr. 1 auszugehen. Diesem 
Vermögen sind gegebenenfalls zuzu- 
rechnen: 

1. der in ihm nicht enthaltene Wert sol- 
cher Wirtschaftsgüter, die nach den 
Vorschriften des Vermögensteuerge- 
setzes oder anderer Gesetze von der 
Vermögensteuer ganz oder teilweise 
befreit sind. Entsprechendes gilt hin- 
sichtlich solcher Wirtschaftsgüter, die 
auf Grund nur für die Vermögensab- 
gabe geltender Vorschriften von der 
Vermögensabgabe ganz oder teilweise 
befreit sind; 

2. bei unbeschränkt abgabepflichtigen 
Kapitalgesellschaften die nach § 60 des 
Bewertungsgesetzes außer Ansatz blei- 
benden Beteiligungen. 

Schulden und Lasten, die mit Wirt- 
schaftsgütern der in Nr. 1 und 2 bezeich- 
neten Art in wirtschaftlichem Zusam- 
menhang stehen, sind abzuziehen. 
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(4) Durch Rechtsverordnung ist der 
Ermäßigungstarif (Absatz 2) zu ändern, 
wenn die durch die Ermäßigungen ein- 
tretenden Ausfälle den Betrag von 100 
Millionen DM jährlich übersteigen. u 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Uberleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 


der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Bonn, den 11. April 1953 

Dr. von Brentano und Fraktion 
Dr. Schäfer und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 
Dr. Decker, Pannenbecker 
und Fraktion 



